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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

08.09.2011 

Geschäftszahl 

2011/03/0029 

Rechtssatz 

Eine neuerliche Veröffentlichung der verurteilenden Entscheidung über die begangene Rechtsverletzung, die 
sich inhaltlich mit einer (im ersten Rechtsgang bereits erfolgten) decken würde, erscheint nicht geboten, um dem 
Zweck des § 37 Abs 4 ORF-G 2001 Genüge zu tun. Träfe es daher zu, dass der ORF die ihm mit Bescheid des 
Bundeskommunikationssenates (im ersten Rechtsgang) unter Fristsetzung von zwei Wochen aufgetragene 
Veröffentlichung schon vorgenommen hat, so hätte der Bundeskommunikationssenat mit dem (im Wesentlichen) 
gleichlautenden neuerlichen Veröffentlichungsauftrag das ihr eingeräumte Ermessen fehlerhaft ausgeübt. 


